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NUTZUNGSENTSCHÄDIGUNG

Rückabwicklung eines Leasingvertrags
|  Ist ein Leasingvertrag über ein Auto rückabzuwickeln, steht dem Leasingnehmer grund-
sätzlich ein Anspruch auf Rückzahlung der bereits geleisteten Leasingraten zu. Demgegen-
über kann der Leasinggeber, also derjenige, der das Auto zur Verfügung gestellt hat, Nut-
zungsentschädigung für die zwischenzeitlich gefahrenen Kilometer verlangen. Über die ein-
zelnen Voraussetzungen dieser Ansprüche, insbesondere über die Frage, wie die Höhe des 
Nutzungsersatzes zu bemessen ist, hat jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Braunschweig ent-
schieden.  |

Das war geschehen
Das klagende Unternehmen erreichte aufgrund eines Mangels des von ihm geleasten Fahr-
zeugs Audi A6 Avant 50 TDI quattro tip-tronic eine Rückabwicklung des Leasingvertrags mit der 
beklagten Leasinggeberin. Es forderte von dieser anschließend die Rückzahlung der geleiste-
ten Leasingraten. Die Beklagte rechnete ihrerseits mit der Nutzungsentschädigung auf und 
beanspruchte dabei 0,67 % des Neupreises pro gefahrenen 1.000 km, wobei dieser Pauschale 
die Erwartung einer Gesamtlaufleistung des Fahrzeugs von 150.000 km zugrunde liegt. Diesen 
Prozentfaktor hatte das vermittelnde Autohaus in ein Formular eingetragen, das die Beklagte 
zur Verfügung gestellt und der Geschäftsführer der Klägerin bei Rückgabe des Fahrzeugs  
unterschrieben hatte. In diesem Formular befand sich unter der Angabe „Prozentfaktor: 0,67 %“ 
ein weiteres Feld „Nutzungsentschädigung“, das das Autohaus nicht ausgefüllt hatte. Die  
Beklagte berief sich darauf, der „Prozentfaktor“ sei durch die Unterschrift des Geschäftsfüh-
rers der Klägerin rechtsverbindlich festgelegt worden.

Oberlandesgericht: Verstoß gegen Transparenzgebot in AGB
Das OLG entschied: Dieser Abrede kommt keine Geltung zu. Anders als vom Landgericht (LG) 
Braunschweig angenommen, handele es sich bei der unterzeichneten Erklärung um Allgemei-
ne Geschäftsbedingungen (AGB), welche die Beklagte einseitig für eine Vielzahl von Verträgen 
festgelegt habe. Um den Vertragspartner vor der einseitigen Inanspruchnahme der Vertragsge-
staltungsmacht zu schützen, unterliegen AGB grundsätzlich inhaltlichen Beschränkungen und 
müssen klar und verständlich formuliert sein. Zwar gebe es bei einer Preis- oder Berechnungs-
abrede keine Inhaltskontrolle, jedoch habe die Beklagte gegen das Transparenzgebot (§ 307 
Abs. 1 S. 2 BGB) verstoßen, weil nur das Feld „Prozentfaktor“ und nicht das Feld „Nutzungsent-
schädigung“ ausgefüllt worden sei. Die Formulierung lasse keinen Rückschluss darauf zu, dass 
sie die Grundlage für die Berechnung der Nutzungsentschädigung bilde. Es sei außerdem nicht 
erkennbar, auf welche Bezugspunkte sich der Prozentfaktor beziehe. Auch von einem  
Geschäftsführer einer Handelsgesellschaft könne nicht verlangt werden, dass er präsentes 
Wissen über die Einzelheiten der Berechnung einer Nutzungsentschädigung habe.

Lineare Berechnungsmethode statt Prozentfaktor
Das OLG hat die Anrechnung der Nutzungsentschädigung nach der „linearen Berechnungsme-
thode“ vorgenommen. Dabei wird der Kaufpreis des Fahrzeugs zu der voraussichtlichen Rest-
laufleistung ins Verhältnis gesetzt und mit der tatsächlichen Fahrleistung des Käufers multipli-
ziert. Die Gesamtlaufleistung hat der Senat unter Berücksichtigung des statistischen Mittel-
werts für das streitgegenständliche Fahrzeug auf 300.000 km geschätzt. Die Berücksichtigung 
der höheren Gesamtlaufleistung führte im Ergebnis zu einer erheblichen Reduzierung der  
geforderten Nutzungsentschädigung. Die Entscheidung ist rechtskräftig.

QUELLE  |  OLG Braunschweig, Urteil vom 1.2.2022, 7 U 566/20, PM vom 8.3.2022
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FAHRZEUGMIETE

Entgeltzahlung: Dienstleistung anstelle von Geldleistung
|  Als Gegenleistung für eine mietweise Gebrauchsüberlassung können auch Dienstleistun-
gen vereinbart werden. Bei solchen „atypischen“ Gegenleistungen gilt für die Hauptleistung 
des Vermieters Mietvertragsrecht, während für die Leistungspflicht des Mieters Dienstver-
tragsrecht anwendbar ist. So entschied es das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf.  |

Ein Marketingberater mietete zwei Fahrzeuge. In beiden Formularmietverträgen ließen die Par-
teien die Spalte „Mietzins“ offen. Der Mieter erbrachte im Anschluss an die Vertragsschlüsse 
für die Vermieterin mehrere Marketingdienstleistungen, entwarf Flyer und erstellte Marketing-
konzepte. Nachdem der Mieter die Fahrzeuge mehrere Monate genutzt und sie anschließend 
der Vermieterin zurückgegeben hatte, stellte diese ihm die Miete mit 10.000 Euro in Rechnung. 
Der Mieter wandte ein, er habe mit der Vermieterin vereinbart, dass die Miete in Form seiner 
Dienstleistungen erbracht werden sollte. Die Vermieterin bestritt dies und meinte, die Leistun-
gen seien für sie wertlos gewesen, da man sie im Ergebnis nicht verwendet habe.

Die erste und zweite Instanz hatten die Klage abgewiesen. Grund: Ein Mietzahlungsanspruch 
stehe der Vermieterin nicht zu, da das Entgelt vom Mieter nicht in Geld zu entrichten, sondern 
in Form von Dienstleistungen zu erbringen gewesen sei, die er auch während der Nutzungszeit 
erbracht habe.

Nach Ansicht des OLG sei davon auszugehen, dass der Vermieter als Gegenleistung für die Nut-
zung des (jeweiligen) Mietfahrzeugs Dienstleistungen im Bereich der Marketingberatung für die 
Vermieterin erbringen sollte. Dies habe er auch unstreitig getan. Unerheblich sei, ob die  
Vermieterin diese Leistungen habe verwenden können, da bei Dienstleistungen kein Erfolg  
geschuldet sei. Selbst, wenn die Dienstleistungen in ihrer Qualität beeinträchtigt gewesen  
seien, werde die vereinbarte Vergütung geschuldet.

Für die Vereinbarung einer Geldleistung als Gegenleistung eines Mietvertrags ist derjenige dar-
legungs- und beweispflichtig, der sich auf eine solche Vereinbarung beruft, hier also die Ver-
mieterin. Diesen Beweis habe sie nicht angetreten, indem sie pauschal behauptet habe, dies sei 
der Fall. Hiergegen spreche zudem, dass die entsprechende Spalte in den Mietverträgen offen-
gelassen worden ist. Ein Berufen darauf, dass die Mietpreise im Laden der Vermieterin aushän-
gen, reiche hierfür nicht aus. Des Weiteren habe die Vermieterin die Vorschläge des Mieters 
über mehrere Monate entgegengenommen, also nicht widersprochen bzw. sich darauf berufen, 
solches sei nicht erforderlich. Vielmehr habe sie sich zu den einzelnen Projekten geäußert.

QUELLE  |  OLG Düsseldorf, Urteil vom 1.10.2021, 24 U 301/20, Abruf-Nr. 228964 unter www.iww.de

FAHRTENBUCHANORDNUNG

Wenn der Fahrzeugführer nicht festgestellt werden kann…
|  Das Führen eines Fahrtenbuchs kann auch angeordnet werden, wenn der Halter eines 
Kraftfahrzeugs angegeben hat, den Verkehrsverstoß selbst begangen zu haben. Dies ent-
schied das Verwaltungsgericht (VG) Mainz.  |

Fahrzeughalter gibt zwar Zuwiderhandlung zu…
Mit dem Fahrzeug des Antragstellers wurde die zulässige Höchstgeschwindigkeit außerhalb 
einer Ortschaft um (bereinigt) 28 km/h überschritten. Der Antragsteller sandte den Anhörungs-
bogen der Bußgeldbehörde mit der Angabe zurück „Ich gebe die Zuwiderhandlung zu“.
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... war aber nicht der Fahrzeugführer
Der folgende Abgleich des Fahrerfotos mit dem bei der Meldebehörde hinterlegten Ausweisfoto 
ließ die Bußgeldbehörde jedoch mit Blick auf das abweichende äußere Erscheinungsbild der 
beiden abgebildeten Personen zu der Überzeugung gelangen, dass der Antragsteller bei der 
Geschwindigkeitsüberschreitung nicht der Fahrer des Kraftfahrzeugs gewesen sein könne.  
Unter Hinweis auf die Zweifel an der Täterschaft des Antragstellers schrieb die Bußgeldstelle 
diesen mehrfach mit der Bitte um Benennung des Fahrers an; eine inhaltliche Äußerung unter­
blieb. Eine Nachfrage bei der Meldebehörde ergab schließlich, dass lediglich die Ehefrau des 
Antragstellers unter dessen Anschrift gemeldet ist. Das Bußgeldverfahren wurde daraufhin 
eingestellt.

Sofortige Fahrtenbuchanordnung
Der Antragsgegner ordnete in der Folge gegenüber dem Antragsteller das Führen eines Fahr­
tenbuchs für das Tatfahrzeug für die Dauer von zwölf Monaten mit Sofortvollzug an. Dagegen 
wandte sich der Antragsteller mit einem Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden  
Wirkung seines Widerspruchs an das Verwaltungsgericht. Er machte im Wesentlichen geltend, 
er habe die Tatbegehung schriftlich eingeräumt, sodass ihm kein Fehlverhalten vorzuwerfen 
sei, das die Verhängung eines Fahrtenbuchs rechtfertige. Der von der Bußgeldstelle vermuteten 
Fahrerschaft seines Sohnes sei hingegen nicht nachgegangen worden. Das VG lehnte den Eilan­
trag ab.

Verwaltungsgericht: Feststellung des Fahrzeugführers nicht möglich
Das VG: Einem Fahrzeughalter könne das Führen eines Fahrtenbuchs aufgegeben werden, 
wenn die Feststellung eines Fahrzeugführers nach einer erheblichen Zuwiderhandlung gegen 
Verkehrsvorschriften (bis zum Eintritt der Verfolgungsverjährung) nicht möglich gewesen sei. 
Diese Voraussetzung sei hier erfüllt.

Mitwirkungspflicht des Fahrzeughalters nicht erfüllt
Die Bußgeldbehörde habe trotz aller angemessenen und zumutbaren Maßnahmen den Fahr­
zeugführer bei dem in Rede stehenden Verkehrsverstoß nicht ermitteln können. Der Antragstel­
ler sei der ihn als Halter eines Kraftfahrzeugs treffenden Obliegenheit, an der Aufklärung des 
mit seinem Fahrzeug begangenen Verkehrsverstoßes mitzuwirken, soweit dies für ihn zumut­
bar und möglich ist, nicht nachgekommen. Er habe – angesichts des evidenten Abweichens des 
Ausweisfotos des Antragstellers von dem anlässlich des Verkehrsverstoß erstellten Lichtbild 
des Fahrzeugführers – falsche Angaben gemacht, die geeignet gewesen seien, die Ermittlung 
des Täters zu verhindern.

Fahrerfoto führte nicht zum Ermittlungserfolg
Dadurch noch verbliebene Ermittlungsansätze der Bußgeldbehörde seien ohne Erfolg gewesen. 
Insbesondere habe der Antragsteller auch auf Vorhalt, dass sein Tatbekenntnis nicht mit dem 
Fahrerfoto in Einklang zu bringen sei, keine weiteren Angaben gemacht. Nur mit dem Fahrer­
foto allein sei es der Behörde unter dem Gesichtspunkt eines sachgerechten, erfolgverspre­
chenden Aufwands jedoch nicht möglich gewesen, den Täter zu ermitteln.

Fahrtenbuchauflage: nicht strafend, sondern präventiv
Die danach zulässige Fahrtenbuchauflage habe – wie generell – keine strafende, sondern eine 
präventive Funktion: Sie stelle eine der Sicherheit und Ordnung des Straßenverkehrs dienende 
Maßnahme der Gefahrenabwehr dar, mit der dafür Sorge getragen werden solle, dass künftige 
Feststellungen eines Fahrzeugführers nach einer Zuwiderhandlung gegen Verkehrsvorschrif­
ten unter erleichterten Bedingungen möglich seien. 

QUELLE  |  VG Mainz, Beschluss vom 2.3.2022, 3 L 68/22.MZ, PM 5/22


